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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Bundesverfassungsgericht hat am 28. und 29. Juli 2020 zwei Entschei-

dungen zur Amtsangemessenheit der Alimentation (Beschl. v. 4. Mai 2020, 

Az. 2 BvL 4/18 – „Richterbesoldung II“ – Verfahren gegen das Land Berlin u. 

Beschl. v. 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 6/17 u. a. – „kinderreiche Beamte“ – Ver-

fahren gegen das Land Nordrhein-Westfalen) verkündet. Darin wird insbe-

sondere die Rechtsprechung zum sog. Mindestabstandsgebot zum Grundsi-

cherungsniveau weiter konkretisiert. 

 

Mögliche Auswirkungen auf die bayerische Besoldung werden bereits inten-

siv geprüft, vor Abschluss dieser Prüfung kann hierzu jedoch keine Aussage 

getroffen werden. 

 

Sollte Ergebnis der Prüfung sein, dass sich verfassungsrechtlicher Korrek-

turbedarf auch in Bayern ergibt, werden ggfs. gebotene Nachzahlungen von 

Amts wegen rückwirkend zum Jahresbeginn geleistet. Für das Jahr 2020 

wird insoweit auf das Erfordernis der zeitnahen Geltendmachung verzichtet. 

 

Anträge oder Widersprüche gegen die Höhe der Besoldung sind insofern 

nicht erforderlich und bringen im weiteren Verfahren keine Vorteile.  

 

Es wird gebeten, die Beschäftigten entsprechend zu informieren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Dr. Nicole Lang 

Ministerialdirigentin 

 


